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„Anderer Verkehrsteilnehmer“ im Sinne der §§ 9 Abs. 5, 10 S. 1 StVO ist jede Person, die 
sich selbst verkehrserheblich verhält, d. h. körperlich und unmittelbar auf den Ablauf des 
Verkehrsvorgangs einwirkt.  
Darunter fällt nicht nur der fließende Durchgangsverkehr auf der Straße, sondern auch 
derjenige, der auf der anderen Straßenseite vom Fahrbahnrand aus anfährt. 
 
§§ 9 Abs. 5, 10 S. 1 StVO; § 17 StVG 
 
Urteil des BGH vom 15.05.2018 – VI ZR 231/17 – 
Bestätigung des Urteils des LG Heilbronn vom 18.05.2017 – Bm 6 S 45/16 –  
 

Die Klägerin nimmt die Beklagten zu 1 - 3 auf weiteren Schadensersatz nach einem Verkehrs-
unfall in Anspruch. 
Die Klägerin hatte ihr Kfz vorwärts auf einem rechtwinklig zur Fahrbahn angeordneten Parkplatz 
geparkt. Der Beklagte zu 2 hatte sein vom Beklagten zu 1 gehaltenes und beim Beklagten zu 3 
versichertes Kfz am gegenüberliegenden Fahrbahnrand abgestellt; vor seinem Fahrzeug stand 
noch ein weiteres Kfz. Die Klägerin parkte rückwärts in einem Linksbogen über beide Fahrbah-
nen aus, um auf der Gegenfahrbahn in Fahrtrichtung weiterzufahren. Als die Klägerin bereits 
zur Hälfte ausgeparkt hatte, begann der Beklagte zu 2 auszuparken, indem er, wegen des vor 
ihm stehenden Autos, zunächst ca. 10 m rückwärtsfuhr. Dabei stießen beide Fahrzeuge zusam-
men, wobei sich nur noch der Beklagte zu 2 in der Rückwärtsbewegung befand. 
Die Beklagte zu 3 regulierte die Schadenspositionen der Klägerin, wobei sie einen Mitverschul-
densanteil der Klägerin von 2/3 zugrunde legte. Die Klägerin macht mit ihrer Klage den vollen 
Schadensersatz geltend.  
Das AG Heilbronn gab der Klage teilweise statt; es ging von einem hälftigen Mitverschulden 
beider Parteien aus. Dieser Haftungsanteil wurde vom LG Heilbronn bestätigt.  
Der BGH wies die Revision der Klägerin als unbegründet zurück. Die Entscheidung über 
die Haftungsverteilung nach § 17 StVG, sei wie bei § 254 BGB, Sache des Tatrichters und 
könne in der Revisionsinstanz nur darauf überprüft werden, ob alle in Betracht kommenden 
Umstände vollständig und richtig berücksichtigt und der Abwägung rechtlich zulässige Erwä-
gungen zugrunde gelegt wurden. Danach sei das Berufungsurteil nicht zu beanstanden. 
Frei von Rechtsfehlern habe das Berufungsgericht der Klägerin ebenso wie dem Beklagten zu 
2 einen Verstoß gegen die §§ 9 Abs. 5, 10 S. 1 StVO zur Last gelegt. Nach § 10 S. 1 StVO 
müsse sich ein rückwärtsfahrender Fahrzeugführer so verhalten, dass eine Gefährdung anderer 
Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen werde. „Anderer Verkehrsteilnehmer“ im Sinne dieser 
Vorschrift sei jede Person, die sich selbst verkehrserheblich verhält, d. h. körperlich und 
unmittelbar auf den Ablauf des Verkehrsvorgangs einwirke. Darunter falle nicht nur der 
fließende Durchgangsverkehr auf der Straße, sondern auch derjenige, der auf der ande-
ren Straßenseite vom Fahrbahnrand aus anfahre (s. Rz. 12). Die entgegenstehende in-
stanzgerichtliche Rechtsprechung (u. a. Urteil des LG Saarbrücken vom 10.12.2010 – 13 S 
80/10 – [juris]) und Literatur (Burmann in Burmann, Heß, Hühnermann, Jahnke, Straßenver-
kehrsrecht, 25. Aufl., § 10 StVO, Rz. 2), die die Sorgfaltspflichten aus den §§ 9 Abs. 5, 10 S. 1 
StVO nur gegenüber dem fließenden Verkehr wegen der dort vorherrschenden höheren Ge-
schwindigkeiten annehme, sei mit dem Wortlaut der genannten Normen nicht vereinbar, da 
diese unterschiedslos die Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer ausschlössen. Die Sorg-
faltsanforderungen der §§ 9 Abs. 5, 10 S. 1 StVO gälten daher auch gegenüber Fußgängern 
und einschränkend auch gegenüber dem in der Fahrzeugtür des parkenden Autos stehenden 
oder am Fahrbahnrand wartenden Fußgänger. Der der Klägerin zur Last fallende Verstoß ge-
gen die Sorgfaltspflicht entfalle auch nicht deshalb, weil sie nicht damit zu rechnen brauchte, 
dass der Beklagte zu 2 10 m rückwärtsfahren würde, da sie letzteren einsteigen sah und er-
sichtlich war, dass er zum Ausparken würde zurücksetzten müssen. 
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Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 15.05.2018 – VI ZR 231/17 – wie folgt entschieden: 
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